
URTEIL VOM 11. 7. 1985 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 60 UND 61/84 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 

11. Juli 1985 * 

In den verbundenen Rechtssachen 60 und 61/84 

betreffend die dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de 
grande instance Paris in den vor diesem Gericht anhängigen Rechtsstreitigkeiten 

1) Cinéthèque SA, Paris, 

2) Glinwood Films Ltd, London, 

3) Discophile Club de France, Paris, 

4) Téléfrance SA, Paris, 

gegen 

Fédération nationale des cinémas français, Paris, (Rechtssache 60/84), 

und 

1) Editions René Chateau SARL, Paris, 

2) Hollywood Boulevard Diffusion — Michel Fabre, Paris, 

3) SPRL-DGD, Charleroi (Belgien), 

gegen 

Fédération nationale des cinémas français, Paris, (Rechtssache 61/84), 

'* Verfahrenssprache: Französisch. 
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vorgelegten Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 30, 
34, 36 und 59 EWG-Vertrag, die es dem Gericht ermöglichen soll, darüber zu 
entscheiden, ob bestimmte französische Rechtsvorschriften über die Verwertung 
von gleichzeitig in Filmtheatern vorgeführten Filmen in Form von Videokassetten 
oder Videoplatten mit diesen Artikeln vereinbar sind, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
G. Bosco und O. Due, der Richter P. Pescatore, T. Kooopmans, U. Everling, 
K. Bahlmann, Y. Galmot und R. Joliét, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 

Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Firma Téléfrance, Klägerin des Ausgangsverfahrens in der Rechtssache 60/84, 
vertreten durch Rechtsanwalt J. P. Clement, Paris, 

— die anderen Klägerinnen der Ausgangsverfahren, vertreten durch die Rechts­
anwälte J.-G. Bitoun und L.-E. Pettiti, Paris, 

— die Federation nationale des cinemas français, Beklagte der Ausgangsverfahren, 
vertreten durch Rechtsanwalt L. Bousquet, 

— die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch E. Röder, 

— die französische Regierung, vertreten durch G. Guillaume, und 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch J. Del-
moly, C.-D. Ehlermann und D. Jacob als Bevollmächtigte, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
20. März 1985, 

folgendes 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Das Tribunal de grande instance Paris hat mit zwei Beschlüssen vom 15. Februar 
1984, beim Gerichtshof eingegangen am 7. März 1984, nach Artikel 177 EWG-
Vertrag drei in beiden Fällen gleichlautende Fragen nach der Auslegung der Arti­
kel 30, 34, 36 und 59 EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung vorgelegt, um prüfen 
zu können, ob die französischen Rechtsvorschriften über die Verbreitung von 
Filmwerken mit diesen Vorschriften vereinbar sind. 

2 Nach Artikel 89 des französischen Gesetzes Nr. 82-652 vom 29. Juli 1982 über 
die audiovisuelle Kommunikation (JORF vom 20.7.1982, S. 2431) darf ein Film­
werk, das in Filmtheatern verwertet wird, nicht gleichzeitig vor Ablauf einer durch 
Dekret festzulegenden Frist von sechs bis achtzehn Monaten in Form von Trägern, 
die zum Verkauf oder Verleih für den allgemeinen Privatgebrauch bestimmt sind, 
insbesondere nicht in Form von Videokassetten oder Videoplatten, verwertet wer­
den. Diese Vorschrift bestimmt, daß die Frist mit der Erteilung der Genehmigung 
zur Verwertung in Filmtheatern beginnt und daß unter durch Dekret festzulegen­
den Voraussetzungen Ausnahmen zugelassen werden können. 

3 Die vorgesehene Frist ist durch eine Durchführungsverordnung vom 4. Januar 
1983 auf ein Jahr festgesetzt worden. Nach den Vorlagebeschlüssen ergibt sich aus 
diesen Rechtsvorschriften in Verbindung mit früher erlassenen Vorschriften über 
die Aufnahme von Filmen in das Fernsehprogramm eine zeitliche Staffelung der 
Arten der Verbreitung von Filmen in dieser Reihenfolge : zunächst die Filmtheater, 
dann die Videokassetten und Videoplatten, schließlich das Fernsehen. Nach den 
Angaben in den Vorlagebeschlüssen wird diese Regelung dadurch flexibler gestal­
tet, daß der Kultusminister die Befugnis hat, nach Anhörung einer Kommission 
aus acht Mitgliedern, von denen zwei Vertreter der Herausgeber von Videokasset­
ten und Videoplatten sind, Ausnahmen von der Einjahresfrist zuzulassen. Die Aus­
nahmen werden gemäß der Durchführungsverordnung nach Maßgabe der Ergeb­
nisse der wirtschaftlichen Verwertung des Filmwerks in Filmtheatern zugelassen. 

4 In der Rechtssache 60/84 geht es im Ausgangsverfahren um die Verbreitung des 
von der in London niedergelassenen englischen Glinwood Films Ltd produzierten 

2620 



CINÉTHÈQUE / FÉDÉRATION NATIONALE DES CINÉMAS FRANÇAIS 

Films „Furyo". Diese Firma übertrug den Verleih und die ausschließliche Verwer­
tung dieses Films in Filmtheatern im März 1983 der französischen Firma AAA. Für 
den Film wurde die Genehmigung zur Verwertung in Filmtheatern im Sinne des 
Artikels 89 des Gesetzes Nr. 82-652 am 28. Juni 1983 erteilt. Einen Monat später 
räumte die Firma Glinwood einer anderen französischen Firma, der Cinéthèque 
SA, eine Exklusivlizenz zur Herstellung und zum Vertrieb von Videokassetten 
desselben Films vom 1. Oktober 1983 an ein; diese Lizenz galt für Belgien, Frank­
reich und die Schweiz. Die Firma Cinéthèque verpflichtete sich, an die Firma Glin­
wood eine Vergütung von 500 000 FF zu zahlen. Nachdem sie auch die Genehmi­
gung der Firma AAA erhalten hatte, nahm die Firma Cinéthèque von dem verein­
barten Zeitpunkt an die Herstellung und den Vertrieb der Kassette des Films tat­
sächlich auf. Im Oktober 1983 wurde die Ausübung dieser Tätigkeiten durch eine 
einstweilige Verfügung beeinträchtigt, durch die die Fédération nationale des ciné­
mas français auf ihren Antrag hin ermächtigt wurde, alle von der Firma Cinéthè­
que vertriebenen und von Wiederverkäufern und Einzelhändlern zum Kauf ange­
botenen Videoträger des Films „Furyo" zu beschlagnahmen. Die Firmen Cinéthè­
que und Glinwood riefen das Tribunal de grande instance Paris an und beantrag­
ten die Aufhebung der ergriffenen Maßnahmen sowie die Feststellung, daß Arti­
kel 89 des Gesetzes Nr. 82-652 und die Durchführungsverordnung vom 4. Januar 
1983 gegen die Artikel 30 bis 36 und 59 EWG-Vertrag verstoßen. 

5 In der Rechtssache 61/84 geht es im Ausgangsverfahren um die Verbreitung des 
Films „Le Marginal", der von zwei französischen Firmen, Cérito Films und Films 
Ariane, produziert worden ist. Diese übertrugen der französischen Firma Éditions 
René Chateau SARL die Herausgabe, die Verwertung und den Vertrieb dieses 
Films in Form von Videokassetten spätestens ab 15. Januar 1984 gegen eine Vergü­
tung von 1,5 Millionen FF sowie gegen Tantiemen in Höhe von 20 % bei über 
20 000 verkauften Videoaufzeichnungen. Dieser Vertrag galt für Belgien, Frank­
reich, Luxemburg und die Schweiz. Am 27. Oktober 1983 kam der Film exklusiv 
in drei Pariser Filmtheatern heraus, die der Firma Hollywood Boulevard Diffusion 
— Michel Fabre gehören; zum gleichen Zeitpunkt wurde für ihn eine Verwer­
tungsgenehmigung erteilt. Am 20. Dezember 1983 erteilte die Firma Cérito Films 
der Firma Editions René Chateau jedoch die Erlaubnis, die Videokassette des 
Films ab sofort zu verbreiten, da in Frankreich Raubkopien des Films auf Video­
kassetten im Umlauf waren. Die Firma Editions René Chateau begann tatsächlich 
von diesem Zeitpunkt an in Zusammenarbeit mit der Firma Hollywood Boulevard 
mit der Verwertung der Kassette des Films. Auf Antrag der Fédération nationale 
des cinémas français wurde den beiden Firmen durch einstweilige Verfügung vom 
27. Dezember 1983 unter Androhung eines Zwangsgeldes verboten, den Film in 
Form von Videoträgern zum Verkauf oder zum Verleih für den allgemeinen Pri­
vatgebrauch zu verbreiten. Die Firmen Editions René Chateau und Hollywood 
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Boulevard riefen das Tribunal de grande instance Paris an und beantragten die 
Aufhebung der erlassenen Maßnahmen sowie die Feststellung, daß Artikel 89 des 
Gesetzes Nr. 82-652 und die Durchführungsverordnung vom 4. Januar 1983 ge­
gen die Artikel 30 bis 36 und 59 EWG-Vertrag verstoßen. 

6 Um diese Probleme lösen zu können, hat das Tribunal de grande instance Paris 
dem Gerichtshof in den beiden Rechtssachen die folgenden Fragen zur Vorabent­
scheidung vorgelegt: 

„1) Ist Artikel 89 des französischen Gesetzes vom 29. Juli 1982, ergänzt durch das 
Dekret vom 4. Januar 1983, der die Verbreitung von Filmwerken in der Weise 
regelt, daß er durch das Verbot der gleichzeitigen Verwertung von Filmen in 
Filmtheatern und in Form von Videokassetten während — von Ausnahmen 
abgesehen — eines Jahres den Übergang von einer Art der Verbreitung zu 
einer anderen festlegt, mit den Artikeln 30 und 34 EWG-Vertrag über den 
freien Warenverkehr vereinbar? 

2) Ist diese Vorschrift des innerstaatlichen Rechts mit Artikel 59 EWG-Vertrag 
über den freien Dienstleistungsverkehr vereinbar? 

3) Falls eine dieser beiden Fragen verneint wird: Ist die durch Artikel 89 des 
Gesetzes vom 29. Juli 1982 und das Dekret vom 4. Januar 1983 erlassene 
Regelung mit Artikel 36 EWG-Vertrag vereinbar, der Ausnahmen von den 
Artikeln 30 und 34 dieses Vertrages vorsieht?" 

? Mit Hilfe dieser Fragen will das vorlegende Gericht ermitteln, wie die Artikel 30, 
34, 36 und 59 EWG-Vertrag auszulegen sind, um feststellen zu können, ob natio­
nale Rechtsvorschriften, die die Verbreitung von Filmwerken in der Weise regeln, 
daß sie durch das Verbot der gleichzeitigen Verwertung während eines Jahres in 
Form der Vorführung in Filmtheatern und der Verbreitung von Videokassetten 
eine zeitliche Staffelung für den Übergang von einer Vertriebsform zu einer ande­
ren einführen, mit diesen Vorschriften des EWG-Vertrages vereinbar sind. 

s Zunächst ist zu prüfen, ob die Vorschriften des Vertrages über die Dienstleistungs­
freiheit, insbesondere Artikel 59, für die Beurteilung der Vereinbarkeit solcher na­
tionalen Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht von Bedeutung sind. 
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9 Das Filmwerk gehört zur Gruppe der künstlerischen "Werke, die der Öffentlichkeit 
entweder unmittelbar wie bei der Ausstrahlung des Films im Fernsehen oder seiner 
Vorführung im Filmtheater oder mittelbar in Form von materiellen Trägern wie 
Videokassetten zugänglich gemacht werden können. Im zweiten Fall fällt die Ver­
breitung in der Öffentlichkeit mit dem Inverkehrbringen des materiellen Trägers 
des Werks zusammen. 

10 Die Vorschrift des französischen Gesetzes, die Anlaß zu den beiden Ausgangsver­
fahren gegeben hat, verbietet „die Verwertung" eines Filmwerks in Form von Trä­
gern, insbesondere Videokassetten. Es könnte sich daher die Frage stellen, ob die­
ses Verbot, auch wenn es nicht für die bloße Einräumung einer Lizenz gilt, auf die 
nicht unmittelbar die Herstellung der in Frage stehenden Videokassetten folgen 
würde, sich doch auf den Auftrag zur Herstellung derartiger Erzeugnisse erstreckt. 
Hierzu ist festzustellen, daß die Arbeiten zur Herstellung von Videokassetten nicht 
als „Dienstleistungen" im Sinne des EWG-Vertrages qualifiziert werden können, 
da die Leistungen des Herstellers derartiger Erzeugnisse unmittelbar zur Herstel­
lung eines körperlichen Gegenstands führen, der im übrigen in den Gemeinsamen 
Zolltarif eingereiht ist (Tarifnummer 37.07). Nach Artikel 60 EWG-Vertrag wer­
den als Dienstleistungen nämlich Leistungen angesehen, die gegen Entgelt erbracht 
werden, soweit sie nicht den Vorschriften über den freien Warenverkehr unter­
liegen. 

ii Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß die von dem vorlegenden Gericht aufge­
worfenen Fragen allein unter dem Gesichtspunkt der Artikel 30 bis 36 EWG-Ver­
trag zu prüfen sind. 

12 Die Beteiligten streiten vor allem darüber, welche Auswirkungen die in Frage ste­
henden nationalen Vorschriften auf die Einfuhr der Videokassetten und auf den 
Vertrieb der in das nationale Hoheitsgebiet eingeführten Videokassetten haben. 
Die französische Regierung hat erklärt, das in dem französischen Gesetz vorge­
sehene Verbot erstrecke sich nicht auf die Ausfuhr von Videokassetten, da der 
Zweck des Gesetzes nicht berührt werde, wenn Videokassetten von Filmen, die in 
Frankreich in Filmtheatern vorgeführt würden, in andere Mitgliedstaaten ausge­
führt würden. Soweit das nationale Gericht in einem der Ausgangsverfahren die 
Beschlagnahme von zur Ausfuhr bestimmten Videokassetten zugelassen habe, habe 
es das Gesetz nicht richtig angewandt. Die französische Regierung weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß das Gesetz neueren Datums sei. 

2623 



URTEIL VOM 11. 7. 1985 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 60 UND 61/84 

13 Bei dieser Sachlage ist die Prüfung der streitigen nationalen Rechtsvorschriften 
darauf zu beschränken, welche Wirkung sie auf die Einfuhr von Videokassetten 
und auf den Vertrieb von eingeführten Videokassetten haben können. 

u Hierzu tragen die Klägerinnen und die Streithelferinnen der Ausgangsverfahren, 
die Firmen Cinéthèque und Glinwood Films, Éditions René Chateau und Holly­
wood Boulevard, Téléfrance SA und Discophile Club de France, vor, Rechtsvor­
schriften der in Frankreich geltenden Art bewirkten eine Beschränkung des inner­
gemeinschaftlichen Handels, da ihre Anwendung verhindere, daß bestimmte Er­
zeugnisse zum Verkauf im nationalen Hoheitsgebiet zur Verfügung stünden, selbst 
wenn sie in anderen Mitgliedstaaten im freien Verkehr sein könnten. Eine derar­
tige Behinderung des innergemeinschaftlichen Handels könne nicht nach Artikel 
36 EWG-Vertrag zum Schutz des gewerblichen und kommerziellen Eigentums 
und insbesondere des Urheberrechts gerechtfertigt sein, da der Inhaber eines sol­
chen Rechts an Filmwerken durch diese Rechtsvorschriften gerade daran gehindert 
werde, die Befugnisse auszuüben, die ihm dieses Recht einräume. 

is Die Federation nationale des cinémas français, die Beklagte der Ausgangsyerfah-
ren, macht geltend, die in Frage stehende Regelung gelte ohne Unterschied für 
eingeführte und für einheimische Erzeugnisse, sie sei in Ermangelung gemein­
schaftsrechtlicher Vorschriften in einem Bereich erlassen worden, der in die aus­
schließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten falle, und sie sei durch zwingende 
Erfordernisse des Gemeinwohls gerechtfertigt. Es gehe nämlich um den Schutz des 
Kinos als kultureller Ausdrucksform, der wegen der schnellen Entwicklung ande­
rer Formen der Verbreitung von Filmen notwendig sei. 

i6 Die französische Regierung, die einen ähnlichen Standpunkt einnimmt, trägt vor, 
die streitige Regelung sei Teil umfassender Vorkehrungen, durch die eine zeitliche 
Abfolge der verschiedenen Formen der Verwertung eines Filmwerks geschaffen 
werden solle, um den Vorrang der Verwertung im Filmtheater sicherzustellen. Die 
Verwertung durch das Fernsehen sei in Frankreich bereits durch Lastenhefte, die 
den nationalen Fernsehgesellschaften vorgeschrieben seien, geregelt, und Artikel 
89 des Gesetzes Nr. 82-652 habe das Ziel, die gleiche Regelung auf die Verwer­
tung im Wege der Videotechnik anzuwenden, wobei im übrigen eine kürzere Frist 
vorgeschrieben werde. Derartige Vorkehrungen seien notwendig, um sicherzustel­
len, daß weiterhin Filmwerke produziert würden, da deren Verwertung in Film­
theatern den Großteil der Einnahmen erbringe (80 %), während die aus anderen 
Formen der Verwertung herrührenden Erträge sehr gering seien. Die Vorführung 
in Filmtheatern sei daher eine unerläßliche Voraussetzung für die Rentabilität von 
Tätigkeiten im Filmsektor und folglich für die Produktion von Filmen selbst. 
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i7 Die französische Regierung fügt hinzu, es wäre möglich gewesen, es den Inhabern 
der Rechte an den Filmen zu überlassen, die Verwertung in Form von Videoträ­
gern dadurch zu verzögern, daß sie in ihren Verträgen die einzuhaltenden Fristen 
vorgeschrieben hätten. Ein solches System der Selbstregulierung hätte jedoch der 
wachsenden Macht der Videoindustrie und der Gefahr nicht Rechnung tragen 
können, daß sich in den vertraglichen Beziehungen ein derartiges Ungleichgewicht 
entwickelt hätte, daß der Vertrag nicht mehr seine regulierende Funktion hätte 
ausüben können. 

is Die Kommission stellt fest, die streitige nationale Regelung laufe dadurch, daß sie 
während eines Jahres den Vertrieb von Videokassetten verbiete, die in Filmthea­
tern verwertete Filmwerke wiedergäben, unstreitig darauf hinaus, daß die Einfuhr 
von Videoträgern behindert werde, die in einem anderen Mitgliedstaat rechtmäßig 
hergestellt und vertrieben worden seien oder sich dort im freien Verkehr befänden. 
Der Umstand, daß es möglich sei, aufgrund des Dekrets vom 4. Januar 1983 Aus­
nahmegenehmigungen zu erhalten, könne an dieser Feststellung nichts ändern. 
Kulturelle Zwecke könnten jedoch gewisse Behinderungen des freien Warenver­
kehrs rechtfertigen, sofern die in Frage stehenden Beschränkungen ohne Unter­
schied für einheimische und für eingeführte Erzeugnisse Geltung hätten, sie dem 
verfolgten kulturellen Zweck angemessen seien und sie das Mittel darstellten, das 
den innergemeinschaftlichen Handel am wenigsten behindere. 

19 Auf Ersuchen des Gerichtshofes hat die Kommission Informationen über die Lage 
in den anderen Mitgliedstaaten erteilt. Danach gibt es in den anderen Mitglied­
staaten keine Rechtsvorschriften, die mit der streitigen französischen Regelung 
vergleichbar wären. In den meisten Mitgliedstaaten hätten die Berufsgruppen Ver­
einbarungen von unterschiedlicher Tragweite über die Fristen getroffen, die nach 
der Erstaufführung von Filmen in Filmtheatern zu beachten seien, bevor diese in 
Form von Videokassetten verbreitet werden dürften. Diese Fristen variierten von 
drei bis zwölf Monaten, in den meisten Fällen betrügen sie aber sechs Monate. In 
der Bundesrepublik Deutschland und in Dänemark dürften Filme, für die be­
stimmte Subventionen gewährt würden, nach Richtlinien der Einrichtungen, die 
diese Beihilfe gewährten, vor Ablauf einer Frist von sechs Monaten bzw. einem 
Jahr nach der Erstaufführung des Films in einem Filmtheater in dem betreffenden 
Land nicht in Form von Videokassetten vertrieben werden. 

20 Zunächst ist aufgrund dieser verschiedenen Informationen festzustellen, daß die in 
den Ausgangsverfahren streitige nationale Regelung zu einer Gruppe von Bestim­
mungen gehört, die in den meisten Mitgliedstaaten in vertraglicher, administrativer 
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oder legislativer Form und mit unterschiedlichen Anwendungsbereichen angewandt 
werden, die aber alle das Ziel haben, die Verbreitung von Filmen auf Videokasset­
ten in den ersten Monaten nach der Vorführung in Filmtheatern hinauszuzögern, 
um die Verwertung in Filmtheatern zu schützen, die für die Rentabilität der Film­
produktion gegenüber der Verwertung durch Videokassetten als wesentlich ange­
sehen wird. Sodann ist zu bemerken, daß der Vertrag die Beurteilung der Notwen­
digkeit einer derartigen Regelung, der Form, die diese Regelung annehmen soll, 
sowie der Fristen, die gegebenenfalls vorzuschreiben sind, grundsätzlich den Mit­
gliedstaaten überläßt. 

2i Hierzu ist festzustellen, daß eine derartige Regelung, wenn sie ohne Unterschied 
für im Inland hergestellte und für eingeführte Videokassetten gilt, keine Lenkung 
der Handelsströme bezweckt; sie begünstigt nicht die inländische Produktion ge­
genüber der Produktion der anderen Mitgliedstaaten, sondern fördert die Filmpro­
duktion als solche. 

22 Die Anwendung einer derartigen Regelung kann jedoch wegen der Unterschiede 
zwischen den in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Systemen und den Vor­
aussetzungen, unter denen die Filme dort in Filmtheatern vorgeführt werden, zu 
Behinderungen des innergemeinschaftlichen Handels mit Videokassetten führen. 
Unter diesen Umständen ist ein in dieser Regelung enthaltenes Verwertungsverbot 
nur dann mit dem im Vertrag vorgesehenen Grundsatz des freien Warenverkehrs 
vereinbar, wenn die etwaigen Behinderungen, die es im innergemeinschaftlichen 
Handel verursacht, nicht über das hinausgehen, was notwendig ist, um das ange­
strebte Ziel zu erreichen, und wenn dieses Ziel nach dem Gemeinschaftsrecht ge­
rechtfertigt ist. 

23 Eine derartige Rechtfertigung kann einer nationalen Regelung nicht abgesprochen 
werden, die, um die Schaffung von Filmwerken unabhängig von ihrem Ursprung 
zu fördern, darauf abzielt, während eines begrenzten Anfangszeitraums die Ver­
breitung dieser "Werke vorrangig der Verwertung in Filmtheatern vorzubehalten. 

24 Die Vorlagefragen sind demnach dahin zu beantworten, daß Artikel 30 EWG-
Vertrag in dem Sinne auszulegen ist, daß er nicht für nationale Rechtsvorschriften 
gilt, die die Verbreitung von Filmwerken in der Weise regeln, daß sie eine zeitliche 
Staffelung für den Übergang von einer Vertriebsform zur anderen durch das Ver­
bot einführen, diese Werke während eines begrenzten Zeitraums durch die Vor­
führung· in Filmtheatern und durch die Verbreitung von Videokassetten gleichzei-
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tig zu verwerten, wenn ein derartiges Verbot ohne Unterschied für die im Inland 
hergestellten und für die eingeführten Videokassetten gilt und wenn die etwaigen 
Behinderungen des innergemeinschaftlichen Handels, die sich aus seiner Anwen­
dung ergeben können, nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um wäh­
rend einer Anfangszeit der Verwertung der Filmwerke jeglichen Ursprungs in 
Filmtheatern vor anderen Formen der Verbreitung den Vorrang einzuräumen. 

25 Die Klägerinnen und die Streithelferinnen der Ausgangsverfahren haben außerdem 
die Frage aufgeworfen, ob Artikel 89 des französischen Gesetzes über die audiovi­
suelle Kommunikation gegen die Meinungsfreiheit verstößt, wie sie in Artikel 10 
der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten anerkannt ist, und deshalb mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar, ist. 

26 Der Gerichtshof hat zwar für die Einhaltung der Grundrechte auf dem Gebiet des 
Gemeinschaftsrechts zu sorgen; er kann jedoch nicht prüfen, ob ein nationales Ge­
setz, das wie im vorliegenden Fall zu einem Bereich gehört, der in das Ermessen 
des nationalen Gesetzgebers fällt, mit der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion vereinbar ist. 

Kosten 

27 Die Auslagen der Bundesregierung, der französischen Regierung und der Kommis­
sion, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstat­
tungsfähig. Für die Beteiligten der Ausgangsverfahren ist das Verfahren vor dem 
Gerichtshof ein Zwischenstreit in den vor dem innerstaatlichen Gericht anhängigen 
Verfahren; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Tribunal de grande instance Paris mit Beschlüssen vom 15. Fe­
bruar 1984 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 
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Artikel 30 EWG-Vertrag gilt nicht für nationale Rechtsvorschriften, die die Ver­
breitung von Filmwerken in der Weise regeln, daß sie eine zeitliche Staffelung für 
den Übergang von einer Vertriebsform zur anderen durch das Verbot einführen, 
diese Werke während eines begrenzten Zeitraums durch die Vorführung in Film­
theatern und durch die Verbreitung von Videokassetten gleichzeitig zu verwerten, 
wenn ein derartiges Verbot ohne Unterschied für die im Inland hergestellten und 
für die eingeführten Videokassetten gilt und wenn die etwaigen Behinderungen des 
innergemeinschaftlichen Handels, die sich aus seiner Anwendung ergeben können, 
nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um während einer Anfangszeit der 
Verwertung der Filmwerke jeglichen Ursprungs in Filmtheatern vor anderen For­
men der Verbreitung den Vorrang einzuräumen. 

Mackenzie Stuart Bosco Due Pescatore 

Koopmans Everling Bahlmann Galmot Joliét 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Juli 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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